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Coronavirus SARS-CoV2, 

Entgelt der Tarifbeschäftigten beim Fernbleiben vom Dienst 

 

 

 

Bezug nehmend auf die Gemeinsame Dienststelleninformation des Thüringer 

Finanzministeriums und des Thüringer Ministeriums für Inneres und Kommu-

nales im Zusammenhang mit dem Auftreten von Fällen des Sars-CoV-2-

Verdachts (Coronavirus, COVID 19) gebe ich hinsichtlich der Entgeltzahlung 

für Tarifbeschäftigte folgende Hinweise: 

 

1. Entschädigung nach § 56 Infektionsschutzgesetz (IfSG)  

 

Sofern  

 

 eine Quarantäne, § 30 IfSG (angeordnete räumliche Absonde-

rung) oder  

 ein berufliches Tätigkeitsverbot, § 31 IfSG (Untersagung der Aus-

übung bestimmter beruflicher Tätigkeiten) 

 

als Schutzmaßnahme nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von 

Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) von 

den örtlichen Gesundheitsämtern ausgesprochen wird, die der Verhinderung 

der Verbreitung übertragbarer Krankheiten dienen, entfällt grundsätzlich der 

Entgeltanspruch.  

 

Den betroffenen Beschäftigten steht unter den Voraussetzungen des § 56 

IfSG ein Entschädigungsanspruch zu. Ein Anspruch auf Entschädigung be-

steht nur, wenn Beschäftigte durch eine der vor genannten Maßnahmen ei-

nen Verdienstausfall erleiden. Sofern die Tätigkeit im Rahmen von Telear-

beit/Homeoffice erbracht werden kann, entsteht hierdurch kein Verdienstaus-

fall und somit auch kein Anspruch auf Entschädigung. 

 

1.1 Entschädigung nach § 56 IfSG für die ersten sechs Wochen 

 

Für längstens sechs Wochen wird die Entschädigung in Höhe des Verdienst-

ausfalls gewährt und vom Arbeitgeber ausgezahlt. Als Verdienstausfall gilt 

das Arbeitsentgelt (§ 14 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch), das dem 

Arbeitnehmer bei der für ihn maßgebenden regelmäßigen Arbeitszeit nach 

Abzug der Steuern und der Beiträge zur Sozialversicherung und zur Arbeits-
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förderung oder entsprechenden Aufwendungen zur sozialen Sicherung in 

angemessenem Umfang zusteht (Netto-Arbeitsentgelt). 

 

1.1.1 Steuer-, sozialversicherungs- und zusatzversorgungsrechtliche 

Behandlung der Entschädigung 

 

Die Verdienstausfallentschädigung ist steuerfrei, unterliegt jedoch dem Pro-

gressionsvorbehalt. 

 

Für versicherungspflichtige Beschäftigte, denen eine Entschädigung gewährt 

wird, besteht Versicherungspflicht in der Rentenversicherung. Hinsichtlich 

der Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversiche-

rung ist zu unterscheiden zwischen einer Entschädigung nach § 56 Abs. 1 

Satz 1 und Satz 2 IfSG. Nur in den Fällen einer Entschädigung nach § 56 

Abs. 1 Satz 2 IfSG für Ausscheider oder Ansteckungsverdächtige in Quaran-

täne besteht die Versicherungspflicht in diesen Versicherungszweigen eben-

falls fort. In den Fällen der Entschädigungszahlung nach § 56 Abs. 1 Satz 1 

IfSG bei einem beruflichen Tätigkeitsverbot endet das versicherungspflichtige 

Beschäftigungsverhältnis mit dem letzten Tag vor Beginn des Beschäfti-

gungsverbots; bei fortbestehender Rentenversicherungspflicht ist der Wegfall 

der Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversiche-

rung als Beitragsgruppenwechsel anzuzeigen. 

 

Bemessungsgrundlage für die Beiträge ist für die ersten sechs Wochen der 

Entschädigungszahlung das Arbeitsentgelt, dass der Verdienstausfallent-

schädigung vor Abzug von Steuern und Beitragsanteilen zur Sozialversiche-

rung oder entsprechender Aufwendungen zur sozialen Sicherung zugrunde 

liegt.  

 

Die Beiträge werden von der Entschädigungsbehörde (Thüringer Landes-

verwaltungsamt) allein getragen, ein Abzug von Arbeitnehmerbeitragsantei-

len kommt somit nicht in Betracht.  

 

Da die Entschädigung kein Arbeitsentgelt darstellt, werden an die Versor-

gungsanstalt des Bundes und der Länder für diesen Zeitraum keine Beiträge 

abgeführt. 

 

Bei der Entschädigung handelt es sich nicht um unfallversicherungspflichti-

ges Arbeitsentgelt. 

 

1.1.2 Umsetzung der Entschädigungszahlung im Thüringer Landesamt 

für Finanzen (TLF -Abteilung Bezüge-) 

 

Um dem TLF - Abteilung Bezüge - die Zahlung der Entschädigung zu ermög-

lichen, sind ihm die Abwesenheiten von Beschäftigten unter Quarantäne 

bzw. mit einem Tätigkeitsverbot anzuzeigen. Dabei ist zwingend mit anzuge-

ben, ob ein Entschädigungsanspruch nach § 56 Abs. 1 Satz 1 IfSG oder 

nach § 56 Abs. 1 Satz 2 IfSG besteht und ob Hinderungsgründe, z. B. nach § 
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56 Abs. 1 Satz 2 2. Halbsatz oder nach Satz 3 IfSG vorliegen. Das TLF -

Abteilung Bezüge- wird hierzu die „Anzeige Unterbrechung der Arbeitsleis-

tung“ entsprechend anpassen. In der Zwischenzeit sind im Feld „Bemerkun-

gen“ die entsprechenden Angaben zu ergänzen. 

 

Damit die Entschädigung durch das TLF - Abteilung Bezüge - ausgezahlt 

werden kann, sind dort programmtechnische Vorarbeiten zu leisten, so dass 

vorerst – ohne dass hierdurch ein Rechtsanspruch auf eine außertarifliche 

Entgeltfortzahlung begründet wird – eine Fortzahlung des Entgelts erfolgt. 

Nach aktuellem Kenntnisstand werden die programmtechnischen Vorausset-

zungen (auch aufgrund anderer Programmierarbeiten im Zusammenhang mit 

der Umsetzung des Tarifabschlusses) voraussichtlich frühestens im Juni die-

ses Jahres vorliegen. Anschließend wird eine entsprechende Korrektur (Zah-

lung der gesetzlichen Entschädigung und Rückforderung der Entgeltfortzah-

lung) erfolgen. Hierüber hat die personalführende Dienststelle den Beschäf-

tigten in den o.g. Fällen unverzüglich zu informieren.  

 

1.2 Entschädigung nach § 56 IfSG vom Beginn der siebten Woche an 

 

Vom Beginn der 7. Woche an wird die Entschädigung in Höhe des Kranken-

gelds nach § 47 Abs. 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch gewährt, so-

weit der Verdienstausfall die für die gesetzliche Krankenversicherungspflicht 

maßgebende Jahresarbeitsentgeltgrenze nicht übersteigt. Die Entschädi-

gung ist von den Beschäftigten beim Thüringer Landesverwaltungsamt zu 

beantragen. Auch hierüber bitte ich die Beschäftigten zu informieren. 

 

1.3 Auswirkungen auf Sabbatical-Arbeitsverhältnisse 

 

Sofern für Beschäftigte Quarantäne angeordnet (§ 30 IfSG) oder ihnen ein 

berufliches Tätigkeitsverbot erteilt wird (§ 31 IfSG) und sich diese in der Ar-

beitsphase eines Sabbaticals befinden, wirken sich diese Ausfallzeiten auf 

die Zeiträume der Arbeits- und Freistellungsphase entsprechend aus (vgl. Tz. 

6.1 im Falle der über den Entgeltfortzahlungszeitraum hinausgehenden Er-

krankung der Durchführungshinweise des Thüringer Finanzministeriums zum 

Sabbatical für Beschäftigte des Freistaates Thüringen, Stand: 20. April 2017 

sowie das ergänzende Rundschreiben vom 29. Mai 2018 - P 2000 - 

01.02/Sabbatical - 15.2; Dok.: 26807/2018). 

 

1.4 Auswirkungen auf andere Entgeltbestandteile 

 

Wird für Beschäftigte Quarantäne angeordnet (§ 30 IfSG) oder ihnen ein be-

rufliches Tätigkeitsverbot erteilt, können sich auf Grund der Unterbrechung 

der Entgeltzahlung weitere Auswirkungen ergeben. So können die Unterbre-

chungszeiten z.B. zu einer Kürzung der Jahressonderzahlung führen, sofern 

für volle Kalendermonate kein Entgelt gezahlt wird. Fällt die Unterbrechungs-

zeit in den Zeitraum der Bemessungsgrundlage für die Jahressonderzahlun-

gen, können sich geringfügige Auswirkungen in der Höhe der Jahressonder-

zahlung ergeben. 

https://www.haufe.de/sozialwesen/sgb-office-professional/sgb-v-gesetzliche-krankenversicherung-47-hoehe-und-berechnung-des-krankengeldes_idesk_PI434_HI1029781.html
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Bei den Unterbrechungszeiten handelt es sich hinsichtlich der Stufenlaufzeit 

um sonstige Unterbrechungen i.S.d. § 17 Abs. 3 Satz 1 Buchstabe e) TV-L. 

 

Unterbrechungen der Entgeltzahlung, die weniger als einen Kalendermonat 

dauern, sind für den Anspruch auf die Kinderbesitzstandszulage entspre-

chend Ziffer 11.1.2 Absatz 3 der Durchführungshinweise des Thüringer Fi-

nanzministeriums zum Tarifvertrag zur Überleitung der Beschäftigten der 

Länder in den TV-L und zur Regelung des Übergangsrechts (TVÜ-Länder) 

unschädlich. Unterbrechungen, die einen Kalendermonat oder länger andau-

ern, sind dem TFM durch die personalführende Dienststelle vorzulegen.  

 

2. Einseitige Suspendierung durch den Arbeitgeber 

 

Für den Fall einer einseitigen Suspendierung des Beschäftigten durch den 

Arbeitgeber (vgl. Ziffer 3 für Tarifbeschäftigte der o. g. gemeinsamen Dienst-

stelleninformation) besteht der Anspruch auf Entgelt grundsätzlich fort. An-

ders könnten Fälle beurteilt werden, bei denen der Arbeitgeber den Beschäf-

tigten wegen einer konkreten Infektionsgefahr einseitig freistellt. Hier ist der 

Anspruch auf Entgelt im Einzelfall zu prüfen. 

 

Sofern der Anspruch auf Entgelt fortbesteht, ist das Entgelt zu zahlen, dass 

der Beschäftigte ohne die Suspendierung erhalten hätte. Auf das Entgelt sind 

Einkommen anzurechnen, die der Beschäftigte für die Zeit der Suspendie-

rung auf Grund der hierdurch freiwerdenden Arbeitskraft anderweitig erwor-

ben hat. 

 

Die Fälle der Suspendierung sind dem TLF - Abteilung Bezüge - mit den er-

forderlichen Angaben anzuzeigen.  

 

 

Ich bitte zu veranlassen, dass alle Dienststellen des jeweiligen Geschäftsbe-

reichs über dieses Schreiben in Kenntnis gesetzt und die Beschäftigten in 

geeigneter Weise informiert werden. 

 

Im Auftrag 

 

 

 

gez. Thomas Weißenborn 

 

 

 
 

 


